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Stellvertretende Fraktionsvorsitzende
AG Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Mit Wumms gegen die Dauerkrise im
Wohnungsbau
Das „Bündnis bezahlbarer Wohnraum“ unter Leitung des Bundeskanzlers und
Bauministerin  Klara  Geywitz  hat  gestern  über  den  Umsetzungsstand  der
Maßnahmen  für  mehr  bezahlbaren  Wohnraum  informiert.  Die
Bundesregierung plant zusätzlich weitere Krisenmaßnahmen, die der Bau-
und  Wohnungswirtschaft  einen  ordentlichen  Wumms  geben  werden.  Der
Schutz auf dem Mietmarkt muss jetzt folgen.

Verena Hubertz, stellvertetende Fraktionsvorsitzende:
„Mitmachen  lautet  die  Devise.  Das  ist  das  Angebot  für  die  Wohnungs-  und
Bauwirtschaft, das vom Gipfel ausgeht. Im Bündnis für bezahlbaren Wohnraum haben
wir ein Jahr nach dem Beschluss unseres Maßnahmenpakets eine erste Bilanz gezogen,
die sich sehen lassen kann. Viele Maßnahmen wurden bereits umgesetzt oder werden
konkret  in  Angriff  genommen.  Der  digitale  Bauantrag  kommt,  er  macht  Bauverfahren
zukünftig  schneller  und  effizienter.  Dazu  kommt  ein  weiteres  Gesetz,  das  wir  noch  in
diesem  Jahr  auf  den  Weg  bringen  wollen.  Wir  werden  den  Wohnungsbau  in
angespannten  Wohnlagen  beschleunigen,  indem  wir  die  Regelung  des  §  246,
ursprünglich ausschließlich für Notunterkünfte, öffnen.

Die Förderung von klimafreundlichem Neubau und Wohneigentum für Familien fassen
wir  deutlich  weiter.  Dazu kommen neue Programme,  mit  denen wir  leerstehenden
Gewerberaum  als  Wohnraum  nutzbar  und  den  Kauf  sanierungsbedürftiger
Bestandsimmobilien  für  junge  Familien  attraktiver  machen  wollen.“

Zanda Martens, zuständige Berichterstatterin:
„Die Krise auf dem Wohnungsmarkt spitzt sich weiter zu. Die Bauzinsverdopplung hat
zum Einbruch bei den privaten Bauaktivitäten geführt. Umso wichtiger sind die Impulse,
die vom Wohnungsgipfel ausgehen zur Stärkung der Bau- und Wohnungswirtschaft.
Jetzt  kommt  es  auf  die  gemeinnützigen,  staatlichen  und  genossenschaftlichen
Bauträger an.

Neubau  ist  beim Kampf  um bezahlbaren  Wohnraum allerdings  nur  eine  Seite  der
Medaille,  denn  die  Ergebnisse  werden  erst  mit  Verzögerung  sichtbar.  Für  viele
Mieterinnen und Mieter ist aber bereits die aktuelle Situation kaum erträglich.

Umso dringender  ist  deshalb  die  Umsetzung der  im Koalitionsvertrag vereinbarten
Maßnahmen, wie die Absenkung der Kappungsgrenze, die Ausweitung von Mietspiegeln
oder die Verlängerung der Mietpreisbremse. Der Bundesjustizminister muss sich jetzt
entscheiden:  will  er  weiter  Klientelpolitik  betreiben  oder  endlich  die  Situation  von
Millionen Mieterinnen und Mietern, der Mehrheit in diesem Land, erträglicher machen?“
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